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Sachverhalt und Anträge 

Nachdem der Beschwerdeführer bel der vom 24. bis 

26. März 1999 stattgefundenen europäischen 

Eignungsprüfung folgende Ergebnisse erzielt hatte: 

Prüfungsaufgabe A: 70 	Prüfungsaufgabe B: 71 

Prüfungsaufgabe C: 43 	Prüfungsaufgabe D: 72,5 

wurde ihm mit Schreiben vom 29. September 1999 die 

Entscheidung der Prüfungskommission mitgete±lt, dag er 

die Prüfung nicht bestanden habe. 

Gegen diese Entscheidung legte der Beschwerdeführer am 

12. Oktober 1999 Beschwerde em; am 18. Oktober 1999 

wurde elne erste Beschwerdebegründung eingereicht, zwei 

Tage darauf die Beschwerdegebühr gezahit. Weitere 

Argumente ui-id Beweismittel sind in den am 25. Oktober 

1999, 17. April 2000 und 19. März 2001 eingereichten 

Schriftsãtzen enthalten. 

Die Beschwerdekammer in Disziplinarangelegenheitenn, hat 

am 27. April 2000 dem Prâsidenten des Rats des Instituts 

der zugelassenen Vertreter (EPI) un.d dem Prâsidenten des 

Europàischen Patentamts (EPA) gem&Z Art. 12, Satz 2 der 

Vorschriften in Diszipl±narangelegenhejten von 

zugelassenen Vertretern i.V.m. Art. 27 (4), Satz 1 der 

Vorschriften über die europâische Eignungsprüfung für 

zugelassene Vertreter (VEP) Gelegenheit zur 

Stellungnahme gegeben. 

Nachdem die Beschwerdekammer in Disziplinarangelegen-

heiten dem Beschwerdeführer mit Bescheid yam 1. Februar 

2001 ihre vorläufige Auffassung mitgeteilt hatte, worauf 

sich der Beschwerdeführer mit Schreiben yam 17. Mârz 

2001 äuierte, wurde am 24. Juli 2001 in Anwesenheit des 

Beschwerdeführers und einer Vertreterjn des Prâsidenten 
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des EPA mündlich verhandelt und die Entscheidung 

verkndet. 

V. 	Folgender Sachverhalt liegt der Beschwerde zugrunde: 

An.lage 2 zur Prüfungsaufgabe C der Europãischen 

Eignungsprüfung 2000 bestand aus drei Blättern einer 

fiktiven Patentschrift in englischer Sprache mit 

folgendem Aufbau: 

1. Blatt Vorderseite: 

("Deckblatt") 

Rückseite: 

Bibliographische Daten 

Leer 

Blatt Vorderseite: 

Rückseite: 

Blatt Vorderseite: 

Rückseite: 

Oerschrift "SPECIFICATION" 

und Titel der Erfindung, 

Beschreibungstext u.a. 

enthaltend: 

"This object is achieved by 

as defined in claim 1." 

Fortsetzung Beschreibungs - 

text, Zwischentitel "Claims" 

Text .Ansprüche 1 bis 3. 

Zwei Zeichnungen ilber-

schrieben mit "FIGURE 1" bzw. 

"FIGURE 2" 

Leer 

Vorder- und Rückseite des zweiten Blattes (Text) sowie 

die Vorderseite des dritten Blattes (Zeichnungen) weisen 

eine fortlaufende, deutlich erkennbare Seitennumerierung 

auf, die Vorderseite des zweiten Blattes ("Textseite 1 11 ) 

die Seitenbezeichnung "- 1 -". 

In den Prüfungsunterlagen war auch eine Ubersetzung der 

Textteile der Anlage 2 (Deckblatt und Textseiten 1 und 

2) in die franzôsische Sprache enthalten. 
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Wie der Beschwerdeführer glaubhaft ausführt, verwendete 

er bei Bearbeitung der Prüfungsaufgabe C deren Arilage 2 

in englischer Fassung und übersah dabei, dais sich die 

Textwiedergabe auf der Rückseite des zweiten Blattes 

fortsetzt (die letzten fünf Zeilen der Beschreibung und 

unter der Uberschrift "Claims" ein Haupt- und zwe± 

abhängige .Ansprüche). Dies hatte zur Folge, dais er die 

Neuheitsschädlichkeit, jedenfalls die Relevanz, dieser 

Patentschrift nicht (you) erkennen und daher bei seiner 

Lôsung der Prüfungsaufgabe nicht (you) berücksichtigen 

konnte, was zu einer dementsprechend niedrigen Bewertung 

der Prüfungsaufgabe C und in letzter Folge zum 

Nichtbestehen der Prüfung führte. 

Ursàchlich für dieses Ubersehen war die Tatsache, da1 

auf Textseite 1 dieser Tinterlage die Textwiedergabe mit 

einem vollen Satz am rechten, durch Blocksatz 

festgelegten Schriftrand endet und der ansch1ie1ende 
untere Seitenrand etwa 6 cm breit ist; dies babe den 

Beschwerdeführer zur Annahme verleitet, das Satzende sei 
gleichzeitig Absatzende und der Textteil der Anlage 2 

würde damit enden. 

Im Gegensatz dazu endet der Text auf Textseite 1 der 

franzôsischen Ubersetzung von Anlage 2 mitten im Satz 

("... soudée autour des") und setzt sich dann ebenfalls 

auf der Rückseite fort; der untere Seitenrand ist knapp 

3 cm breit. 

VI. 	Der Beschwerdeführer vertrat die Auffassung, wegen 

dieser Unterschiede im Layout hâtte die Prüfungsaufgabe 

C, je nachdem weiche Sprachfassung von Anlage 2 em 

Kandidat verwendete, einen deutlich abweichenden 

Schwierigkeitsgrad aufgewiesen, so dais "der 

übergeordnete Grundsatz der Gleichbehandlung der 

Amtssprachen des EPtJ und der Chancengleichheit der 

Bewerber" verletzt worden sei. Die äuiere Gestaltung von 

Textseite 1 in der englischen Fassung sei nâmlich in 
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hôchstem Mai.e irreführend gewesen, was bel der 

franzâsischen Fassung keineswegs gegeben war. 

Das auch auf der englischen Fassung der Textseite 1 

rechts unten angebrachte Symbol " ... /... 11  hãtte deshalb 

nicht als Hinweis auf eine Fortsetzung des Textes auf 

der Rückseite angesehen werden kônnen, well sich dieses 

Symbol auch auf nur einseitig bedruckten Prüfungs-

unterlagen findet. 

tJnter den gegebenen Gesamtumständen, insbesondere auch 

dem Prüfungsstress, sei die Gestaltung der Textseite 1 

der englischen Fassung - gleichgultig, ob absichtl±ch 

herbeigeführt oder zufâllig entstanden - objektiv 

irreführend gewesen, indem sie den Eindruck einer 

vollständigen Wiedergabe der Beschreibung erweckte und 

damit ein Ubersehen der Rückseite, wie es dem 

Beschwerdeführer passierte, geradezu provozierte. 
Konkret habe diese Seitengestaltung auch dazu gefiihrt, 

dag er beim tJmordnen der tJnterlagen wâhrend der Prüfung 
das Zeichnungblatt nach auZen, optisch als Rückseite des 
zweiten Blattes, an dieses angekiammert habe und er 

deswegen die Textseite 2 auch später nicht entdeckte. 

Hätte er - was ihm aufgrund seiner Sprachkenntnisse 

ohneweiters môglich gewesen ware - die französlsche 

Fassung verwendet, ware ihrn das Versehen nicht 

unterlaufen. Da bei dieser Fassung im Gegensatz zur 

englischen keine Irreführung gegeben war, sei es 

letztlich auch nicht ausschlaggebend, wie stark der aus 

den beiden Sprachfassungen resultierende Unterschied im 

Schwierigkeitsgrad der Prüfungsarbeit war. 

VII. Der Beschwerdeführer beantragte, die angefochtene 

Entscheidung aufzuheben und die Zurückzahlung der 

Beschwerdegebühr und einer halben Prüfungsgebühr 

anzuordnen. 
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Entscheidungsgrunde 

Die Beschwerde 1st zulässig. 

Die vom Beschwerdeführer behauptete Verletzung des 

Grundsatzes der Gleichbehandlung beziehungsweise der 

Chancengleichheit setzt logisch voraus, dag im 

Unterschied zur franzâsischen Fassung der betreffenden 

Prüfungsunterlage deren englische Fassung tatsächlich 

irreführend gestaltet in dem Sinne war, dais bei den 

Prüfungskandidaten der unzutreffende Eindruck erweckt 

wurde, die Textwiedergabe der Patentschrift ende bereits 

auf Textseite 1. 

Ob dies gegeben war, ist daher vorab zu prüf en. Bei 

dieser Prüfung ist ein objektiver Maistab anzulegen und 

zu beurteilen, ob unter Einbeziehung aller relevanten 

Einzelumstânde insgesamt eine Situation bestand, die 

Prüfungskandidaten auch bei Anwendung der in der 

Prüfungssituation von ihnen zu erwartenden Kenntnisse 

und Sorgfalt zu einem Ubersehen der Textseite 2 

veranlassen konnte. Hierfür sind die folgenden 

Gesichtspunkte maIgeb1ich: 

3.1 	Daf, eine Textseite mit einem Absatz endet, 1st eine 

hâufige, teilweise sogar angestrebte Gestaltung und ware 

daher kein Indiz dafür, dag sich der Text nicht auf 

elner Folgeseite fortsetzt. Im vorliegenden Fall 1st 

jedoch optisch gar nicht von einem Absatzende am Ende 

der Textselte 1 auszugehen, da die letzte Zeile auf 

dieser Seite ebenso wie die ihr vorangehenden Zeilen 

desselben Absatzes genau am rechten Schriftrand 

absch1ie9t. Dies 1st angesichts der Tatsache, dag bei 

dem hier verwendeten Blocksatz die letzte Zeile eines 

Absatzes regelmãig - wie bei alien Absätzen in diesem 

Text deutlich zu sehen - kürzer 1st, vielmehr em 

Hinweis darauf, dais der Text gerade nicht an dieser 
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Stelle endet, sondern der Seitenurnbruch innerhaib eines 
sich auf der nãchsten Seite fortsetzenden Absatzes 

erfolgte. 

	

3.2 	Ebensowenig kann aus einem breiteren unteren Schriftrand 

auf ein Zusammenfallen von Seiten- und Textende 

geschlossen werden. Bei bestimmten tJnterlagen, etwa bel 

einem gedruckten Dokument mit festen Regein für das 

Layout (z. B. einem Buch, einer Patentdruckschrift) rnag 

ein soicher Schlug u.U. gerechtfertigt sein, nicht aber 

bei einer - wie hier und ohneweiters erkennbar - 

speziell für die Prüfung mittels eines Textver-

arbéitungssystems ersteilten, "frei" formatierten 
Unterlage. 

	

3.3 	Bel der vom Beschwerdeführer kr±tisierten Seite 1 

handelt es sich nicht urn irgendeinen isolierten Text, 

sondern urn die Wiedergabe des Beschreibungsteiles einer 
(fiktiven) Patentschrift, was für die Prüfungskand±daten 
schon aus dem Zusarnmenhang ui-id jedenfalls aus der 

Bezeichnung, dem Aufbau und Inhalt sicher erkenribar war. 
Der Beschwerdeführer hat auch nicht behauptet, dag er 
dies wâhrend der Prüfung n±cht erkannt hâtte. Patent-

schriften enthalten aber als festen Bestandteil 

(norrnalerweise an den Beschreibungtext ansch1ieiende) 

Ansprüche; bei Anlage 2 finden sie sich auf der 

(übersehenen) Seite 2 im AnschluS an die Beschreibung. 

Sch1ie11ich enthalten Patenschriften sehr hãufig auch 

Zeichnungen, und zwar auf gesonderten Seiten im Ansch1ui 

an die Arisprüche, so wie auch in Anlage 2. 

	

3.4 	Anlage 2 weist vôllig stimrn±g auf dem Deckblatt und den 

beiden Textseiten, nicht aber auf dern Zeichnungsblatt 

das Symbol 11  .. . 1..." auf, das ein Leser nicht einfach 

ignorieren kann, selbst wenn es auf anderen 

Schriftstücken nicht immer oder nicht immer korrekt 

angebracht wird. Insbesondere aber waren die Seiten 

deutlich und in gãngiger Form durchnurneriert und 1st in 
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Textzeile 11 der Seite 1 ausdrücklich auf den (auf der 

vom Beschwerdeführer übersehenen Seite 2 wieder-
gegebenen) Anspruch 1 Bezug genommen. 

3.5 	Es 1st eine auch dem Beschwerdeführer bekarmte Tatsache, 

dais fast immer die franzósische Fassung eines Textes 

länger ist als dessen englische, was unvermeidlich. zu 

Layoutunterschieden zwischen den j eweil igen 
Sprachfassungen führt. 

Auf diesem Hintergrund, bei dieser Vielzahl der Hinweise 

auf eine Fortsetzung des Textes und angesichts der 

Adressaten, für weiche die .Anlage 2 bestimmt war 

(Prüfungskandidaten), 1st der tlmstand, dais auf der 

Seite 1 der englischen Fassung der tJnterlage der Text 

mit einem Satzpunkt un.d etwa doppelt so welt als übllch 

vom unteren Blattrand entfernt endet, objektiv nicht 

geeignet, ein Ende des Gesamttextes an dieser Stelle 
anzudeuten. Wenn der Beschwerdeführer dies dennoch 

angenommen hat, dann is.t der ursächliche Fehier bei ihm 

zu suchen, indem er unter Auieracht1assung aller anderen 
mafgeb1ichen tJmstânde ausschlieE,lich auf zwei eher 
nebensâchliche Layout-Details abstelite und auch diese, 

für sich genommen, nicht richt±g eingeschãtzt hat. 

Das bedeutet, dais kein rechtlich relevanter Unterschied 

zwischen den beiden Sprachfassungen dieser Prüfungs-
unterlage und damit erst recht kein Irreführungs-

tatbestand gegeben war. Zwar sind die beiden Fassungen 

der Anlage 2 nicht voilkommen identisch im Layout, sie 

müssen das aber auch nicht sein: Nicht ein jeder solcher 
Unterschied 1st irreführend und/oder per se mit dern 

sprachlichen oder ailgemeinen Gleichbehandlungsgebot 
unvereinbar. 
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Entscheidungsformel 

Aus diesen Griinden wird entschieden: 

Die Beschwerde wird zurückgewiesen 

Die Geschâftsstellen.beamtin: 	Der Vorsitzende: 

k'w 
>-

M. Beer 

v f04 C44f Utootf  

B. Schachenrnann 

2082 .D 


